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Berlin 22. Juni 1989 

Finanzpolitische Probleme am Ende der 80er Jahre 

56. Jahrgang 

Die Finanzpolitik war in den 80er Jahren durch mehrmalige Senkungen der direkten Steuern und eine 

Begrenzung des Ausgabenanstiegs gekennzeichnet. Immer wieder war von den wirtschafts- und finanzpo-

litischen Entscheidungsträgern gefordert worden, daß der staatliche Einfluß auf das Wirtschaftsgeschehen 

zurückgedrängt werden müsse. Der Anteil der Staatsausgaben am Bruttosozialprodukt müsse sinken, 

damit die Steuersenkungen finanziert werden können; ein hoher „Staatsanteil" wirke letztlich kontrapro-
duktiv. Tatsächlich ist der Anteil der Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden am Sozialprodukt von 

33 vH auf 30 vH im Jahre 1988 zurückgegangen, und auch die Steuerquote ist gesunken. 

Dennoch entsprechen die finanzpolitischen Absichtserklärungen weiterhin denen zu Beginn der 80er 

Jahre, und dies, obwohl sich die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen geändert haben und der 
Konjunkturaufschwung den öffentlichen Kassen erhebliche Mehreinnahmen beschert hat. Offenkundig ist 

auch, daß die öffentlichen Haushalte mit Problemen konfrontiert sind, die zum Teil aus Unterlassungen 

in den letzten Jahren resultieren: Eine zum Teil veraltete materielle wie personelle Infrastruktur, soziale 

Probleme und ein starkes regionales Gefälle in der öffentlichen Finanzkraft. Der Finanzbedarf ist groß, 

doch wird der Handlungsspielraum- durch die reformbedingten Steuerausfälle 1990 eingeschränkt — 

indes längst nicht so stark, wie ursprünglich erwartet, weil die Steuerquellen kräftig sprudeln. 

Die Finanzpolitik in den 80er Jahren war von dem stän-

digen Bemühen gekennzeichnet, den Anstieg der Staats-

verschuldung, der mit dem Wachstumseinbruch Mitte der 

70er Jahre eingesetzt hatte, zu begrenzen. Zunächst 

schossen — im Gefolge der Rezession 1981/82, deren 

Ausmaß allgemein unterschätzt worden war — die Defi-

zite wieder in die Höhe, obwohl die Bereitschaft zu finanz-

politischem Gegensteuern aus Furcht vor noch höheren 

Defiziten gering war, und die Bundesbank zur Bekämp-
fung der ölpreisinduzierten hohen Inflationsraten eine 

sehr restriktive Politik betrieb. Als expansive Maßnahme 

fiel in dieser Phase allein die schon 1979 angekündigte 

Steuersenkung ins Gewicht. 

Nach 1981 konzentrierten sich die finanzpolitischen Be-

mühungen darauf, die jährliche Neuverschuldung zu re-

duzieren. Die Ausgaben wurden nur wenig ausgeweitet, 

die Investitionsausgaben sogar kräftig gekürzt. Hohe Ge-

winnabführungen von Bundesbank und Bundespost be-

scherten zusätzliche Einnahmen, so daß die Finanzie-

rungsdefizite von Bund, Ländern und Gemeinden 1985 

auf 26 Mrd. DM — nach 63 Mrd. DM im Jahre 1981 — ge-

senkt werden konnten. Die Kehrseite dieser Politik war, 
daß der Wirtschaft Nachfrage entzogen worden ist und 

der Aufschwung lange Zeit nur wenig Dynamik entfalten 

konnte. Erst 1986 und danach wurde die restriktive Ausga-

1 Jeweils in Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung, die niedrigere Defizite als die Finanzstatistik ausweist. 
In der Finanzstatistik werden z.B. Darlehen und Beteiligungen 
als Ausgaben eingeordnet, in der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung dagegen als Teil der staatlichen Ersparnis. 
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benpolitik gelockert und die Steuern wurden gesenkt. 
Zweifellos hat dieser neue Kurs die gesamtwirtschaftliche 

Entwicklung gefördert und die Bemühungen der Geld-

und der Lohnpolitik unterstützt; die stärksten Impulse 
kamen freilich von der Auslandsnachfrage. Zunächst 

stiegen die staatlichen Defizite wieder, doch dann kam es 
konjunkturbedingt zu beträchtlichen Mehreinnahmen. 

Diese sowie die Einnahmen aus den Verbrauchsteuerer-

höhungen führen dazu, daß sich die Defizite der Gebiets-

körperschaften 1989 drastisch verringern werden. 

Ausgabenpolitik: 
Vernachlässigung der Infrastruktur 

Anlaß zur Besorgnis gibt vor allem das Niveau der öf-

fentlichen Investitionen. Während 1980 die staatlichen 
Anlageinvestitionen noch 53 Mrd. DM betragen hatten, 
waren es 1984, dem Tiefpunkt, nur 40 Mrd. DM, also ein 

Viertel weniger. Die Konsolidierung der öffentlichen Haus-

halte wurde mit einer massiven Einschränkung der öffent-
lichen Investitionen erkauft, obwohl die finanzpolitischen 

Entscheidungsträger immer wieder betonten, den Anteil 

der öffentlichen Investitionen erhöhen zu wollen. Nach 

1985, und insbesondere 1986, sind zwar die Ausgaben 
wieder ausgeweitet worden, aber das Niveau von 1980 ist 

noch längst nicht erreicht; 1988 wurden 49 Mrd. DM für in-

vestive Zwecke ausgegeben. Umfang und Struktur der öf-
fentlichen Investitionen sind vor allem Ausdruck des kom-
munalen Verhaltens, das wiederum eng mit der jeweiligen 

Finanzausstattung der Gemeinden zusammenhängt: Je 

günstiger die wirtschaftliche Entwicklung, desto größer 

sind die Einnahmen der Kommunen (Steuern, Zuwei-
sungen der Länder) und auch ihr Spielraum, die Investi-

tionen über Kredite zu finanzieren. 

Die Entwicklung der Investitionen war in den einzelnen 

Funktionsbereichen unterschiedlich. Mit Abstand am 
stärksten war der Rückgang im schulischen Bereich, hier 
wurden die Investitionen um die Hälfte gekürzt. Auch im 

Verkehrsbereich, bei den kommunalen Gemeinschafts-

diensten und im Umweltschutz sind die Ausgaben über-
durchschnittlich gesenkt worden, während sie in den Be-

reichen der Verwaltung und Gesundheit gesteigert 

worden sind. Der Umschwung nach 1985 schlug sich 
überall nieder. Überdurchschnittlich expandierten die In-

vestitionsausgaben in den kommunalen Gemeinschafts-

diensten, im Umweltschutz, im Hochschulsektor und in 

der Allgemeinen Verwaltung. Die Ausgaben für den Ver-
kehr sind ebenso wie für die Schulen nur wenig erhöht 

worden. 

Unstrittig ist, daß in einigen Funktionsbereichen der Be-
darf an zusätzlichen Einrichtungen — demographisch be-

dingt — spürbar zurückgegangen ist (z.B. Schulen). Auch 
der Ausbau des Straßennetzes ist an Grenzen gestoßen. 
In anderen Aufgabenfeldern besteht hoher Neubedarf: Im 

Umweltschutz (Klärwerke), in der Stadtentwicklung und 

Entsorgung, aber auch an den Hochschulen und im öf-

fentlichen Personennahverkehr. In vielen Bereichen ist 
der Ersatzbedarf drastisch gestiegen. Zu wenig Mittel 
sind in der jüngeren Vergangenheit in die Erhaltung von 

älteren Infrastruktureinrichtungen geflossen. Zudem 
werden auch bei jüngeren Beständen aufgrund von Kon-

struktionsmängeln oder falscher Materialwahl (z.B. As-
best) zunehmend Ersatz- bzw. Sanierungsmaßnahmen 

notwendig. Stichworte sind Kanalisations- und Wasser-
netze, öffentliche Gebäude2. Aber auch die Substanz-

wertsicherung der Verkehrswege erfordert eine beträcht-

liche Steigerung der Finanzmittel3. Wollte man die be-
darfsorientierten Überlegungen in die Wirklichkeit 
umsetzen, müßten die öffentlichen Investitionsausgaben 

in den nächsten Jahren mit zweistelligen Raten zu-

nehmen. Dringlich ist der Bedarf vor allem in Ballungsge-

bieten. 

Die Konsolidierungspolitik hat auch Entwicklung und 

Struktur der Personalausgaben nachhaltig beeinflußt. In 
den 80er Jahren sind die Personalausgaben im Durch-

schnitt um 3,5 vH pro Jahr ausgeweitet worden. Die jährli-
chen Tarifsteigerungen schlugen mit 3 vH zu Buche und 

die Beschäftigtenzahl nahm durchschnittlich um 0,7 vH 

zu (Teilzeitstellen auf Vollzeitstellen umgerechnet). Die 

Zahl der Vollzeitstellen war zuletzt nur wenig höher als 
1980, während gleichzeitig über 200 000 Teilzeitbeschäf-

tigte mehr beschäftigt worden sind; vor allem an den 
Schulen und Hochschulen hat sich der Wandel von 

Vollzeit- in Teilzeitarbeitsplätze vollzogen. Ein solcher 
Wandel ist dann erwünscht, wenn es genügend Bewerber 

gibt, die nur eine Teilzeitbeschäftigung ausüben wollen. 
Er ist problematisch, wenn die Bewerber eine Tätigkeit mit 

längerer Arbeitszeit anstreben. Der Trend, vermehrt Teil-

zeitstellen einzurichten, läßt auch die gesamtwirtschaft-

liche Beschäftigungsentwicklung in günstigerem Licht er-

scheinen. 

Auffällig ist, daß die durchschnittlichen Einkommenser-
höhungen geringer waren als die Tarifsteigerungen. 

Einmal sind die Eingangsvergütungen im höheren und 

gehobenen Dienst herabgesetzt worden4; zum anderen 
hat sich der Trend zu den höherwertigen Beschäftigungs-
positionen merklich abgeflacht. Von Bedeutung ist auch 

die Veränderung der Altersstruktur: Ein Vergleich der 

Jahre 1986 und 1977 nach Altersgruppen zeigt, daß der 
Anteil der über 45jährigen — also jener, die das Endge-
halt einer Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppe erreicht 

haben — gestiegen ist, und somit die Dynamik der Alters-
steigerungsbeträge gebremst wurde. 

2 Vgl. hierzu auch M. Reidenbach, G. Kühn: Die Erhaltung der 
städtischen Infrastruktur. Schriften des Deutschen Instituts für 
Urbanistik, Band 79, Stuttgart u.a. 1989. 

3 Vgl. Vorausschätzung des Finanzbedarfs für die Erhaltung 
und Unterhaltung der kommunalen Verkehrswege. Bearb.: H. 
Enderlein, H. Kuhfeld und U. Kunert. In: Wochenbericht des DIW, 
Nr. 48/1988, S. 649 ff. 

4 Diese Maßnahmen sind zum 1.1.1989 (bzw. 1.1.1990) aufge-
hoben worden. 
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Bruttoinvestitionen der Gebietskörperschaften 
nach Aufgabenbereichen') 

1980 1985 19882) 
Mill. DM 

Staatliche Verwaltung 
Sicherheit und Ordnung 
Schulen 
Hochschulen 
Gesundheitswesen 
Soziale Sicherung 
Gemeinschaftsdienste, 
Umwelt 
Erholung und Kultur 
Verkehr und Nachrichten 
Sonstiges 

Insgesamt 

2300 
2220 
6930 
1640 
3840 
720 

9550 
3740 
17370 
5010 

2260 
1980 
3450 
1660 
4150 
650 

7640 
2670 

13560 
3720 

2850 
2350 
3750 
2050 
4600 
800 

9550 
3200 
14550 
4730 

52770 41260 47850 

Staatliche Verwaltung 
Sicherheit und Ordnung 
Schulen 
Hochschulen 
Gesundheitswesen 
Soziale Sicherung 
Gemeinschaftsdienste, 
Umwelt 
Erholung und Kultur 
Verkehr und Nachrichten 

Sonstiges 
Insgesamt 

Veränderung in vH 
1985/80 1988/85 
- 1,7 26,1 
-10,8 18,7 
-50,2 8,7 

1,2 23,5 
8,1 10,8 

- 9,7 23,1 

-20,0 25,0 
-28,6 19,9 
-21,9 7,3 

-25,7 27,2 
-21,8 16,0 

') In Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung. - 2) Schätzung des DIW. 

Aufgrund der Altersstruktur ist für die kommenden 

Jahre mit steigendem Ersatzbedarf zu rechnen, der bis 

Mitte der 90er Jahre auf mindestens 100 000 Arbeitskräfte 

zunehmen dürfte5. Aktueller Personalbedarf besteht im 

Hochschulbereich, dort hat sich die quantitative Versor-

gung - bezogen auf die Studentenzahlen - drastisch 

verschlechtert. Erst Mitte der 90er Jahre wird die Zahl der 

Studenten spürbar zurückgehen. Wollte man die Anfang 

der 70er Jahre erreichte Relation wiederherstellen, 

müßten zusätzlich 25 000 Stellen für wissenschaftliches 

und 10 000 Stellen für nichtwissenschaftliches Personal 

geschaffen werden. Im Gesundheitswesen besteht akuter 

Bedarf an Ärzten und Pflegepersonal, wie schon die An-

häufung von Überstunden und Bereitschaftsdiensten 

zeigt. Gleiches gilt für die sozialen Dienste: Anhaltende 

Arbeitslosigkeit und Veränderungen in der demographi-

schen Struktur sind wichtige Gründe für deren zügigen 

Ausbau. 

Im schulischen Sektor besteht aus globaler Sicht ge-

genwärtig kaum zusätzlicher Bedarf. Die Zahl der Vollzeit-

stellen lag 1987 bundesweit um 60 000 unter der von 

1980, während die Zahl der Teilzeitkräfte um 55 000 auf-

gestockt worden ist. Per Saldo sind, rechnet man die 

Teilzeit- auf Vollzeitstellen um, rund 20 000 Lehrerstellen 
gestrichen worden; dies entspricht einem Rückgang um 

knapp 4 vH6. Gleichwohl sank die Schüler-Lehrer-

Relation weiter7, im Durchschnitt aller allgemeinbil-

denden Schulen von 18,5 (1980) auf zuletzt 15, weil die 
Zahl der Schüler noch stärker (um fast ein Viertel) zurück-

gegangen ist. An den beruflichen Schulen betrug die Re-

lation 28, nach 32 im Jahre 1980; hier sind zwar 10 000 

zusätzliche Stellen geschaffen worden, doch ist die Situa-
tion weiterhin verbesserungsbedürftig. 

Alles in allem wird sich die Entwicklung, die in den 80er 

Jahren zu beobachten war, kaum fortschreiben lassen. Im 

Primärbereich nimmt die Zahl der Schüler wieder zu; für 

den Sekundärbereich 1 ist dies Anfang der 90er Jahre zu 

erwarten. Berücksichtigt werden muß zudem der ver-
stärkte Zustrom von Aussiedlern; die Bewältigung dieses 

Problems erfordert auch qualitative Verbesserungen. Be-

darf entsteht, wenn die Pflichtstundenzahl der Lehrer ver-

ringert wird; rein rechnerisch erhöht die Reduzierung um 

eine Wochenstunde den Bedarf um rund 20 000 Stellen. 

Gerade an den Schulen stellt sich das Problem der Über-

alterung. Dies hat unter anderem zur Folge, daß Dynamik 

und Innovation in diesem wichtigen Sektor zu verküm-

mern drohen. 

Sozialausgaben: Anstieg gebremst 

Die Transferausgaben der Gebietskörperschaften sind 

seit 1980 jährlich um 3,5 vH pro Jahr gestiegen. Während 
die Subventionen um fast 6 vH expandieren, haben die 

sozialen Leistungen (einschl. Zuschüsse an die Sozialver-

sicherung) im Durchschnitt nur um 3,2 vH zugenommen. 

Diese Leistungen umfassen - neben den Zuschüssen an 

die Sozialversicherung - vor allem die öffentlichen Pen-

sionen, das Kindergeld, die Arbeitslosen- und Sozialhilfe 

sowie die Kriegsopferversorgung. In dieser Betrachtung 

bleiben die Leistungen der Sozialversicherungsträger un-

berücksichtigt. 

Die Ausgaben für Kriegsfolgelasten und die Kindergeld-

zahlungen gehen seit Anfang der 80er Jahre aufgrund der 
verminderten Zahl von Anspruchsberechtigten zurück. 

Die Entwicklung der öffentlichen Pensionen folgt weitge-
hend den Tariferhöhungen im öffentlichen Dienst; hinzu 

kommt, daß die Zahl der Pensionäre zunimmt. Im Durch-

5 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt W. Breidenstein: Personal 
des öffentlichen Dienstes am 30. Juni 1986. In: Wirtschaft und 
Statistik 12/1987, S. 925. 
6 Vgl. Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonfe-

renz (KMK): Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der 
Schulen 1980 bis 1987. Dokumentation Nr. 105 vom Dezember 
1988, S. 19 ff. 
7Vgl. hierzu im einzelnen Bundesminister für Bildung und 

Wissenschaft (Hrsg.): Grund- und Strukturdaten 1988/89, Bonn 
1988, S. 82 f. 
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schnitt der 80er Jahre sind die Pensionszahlungen um 

jährlich 3,2 vH gestiegen. 

Stark expandiert haben die Ausgaben für die 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Seit 1981 trägt der Bund 

wieder allein die Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe. In 

dieser Zeit haben sich die Zahl und der Anteil der Lang-

zeitarbeitslosen kräftig erhöht und 1987 mußte der Bund 

über 9 Mrd. DM (1981: 2,9 Mrd. DM) für Arbeitslosenhilfe 

aufwenden. Infolge der Verbesserungen bei der Gewäh-
rung von Arbeitslosengeld an ältere Arbeitnehmer, das 

die Bundesanstalt für Arbeit auszahlt, gingen die Aus-

gaben für Arbeitslosenhilfe zuletzt zurück. Zugleich 

mußte der Bund aber wieder Zuschüsse an die Arbeitslo-

senversicherung leisten, 1988 rund 3 Mrd. DM. Von 1984 

bis 1987 entfielen diese Zahlungen, die 1982 noch 

7 Mrd. DM betragen hatten. 

Der Sozialhilfeaufwand ist im Jahresdurchschnitt um 

fast 10 vH gestiegen. Mit einem Plus von 13 vH haben die 
Hilfen zum Lebensunterhalt besonders kräftig zuge-

nommen, die Zahl der Empfänger dieser Leistungen hat 

sich mehr als verdoppelt, insbesondere, weil immer mehr 

Haushalte die Sozialhilfe zur Aufstockung des Arbeitslo-

sengeldes bzw. der Arbeitslosenhilfe empfangen. Die Ent-

wicklung der Sozialhilfe wurde aber auch von dem An-

stieg der anderen Hilfearten mitbestimmt. Noch immer 

dominieren mit einem Anteil von 60 vH am gesamten So-

zialhilfeaufwand die Hilfen in besonderen Lebenslagen 

(z.B. Pflegehilfen, Eingliederungshilfen für Behinderte). 

Aufgrund der günstigen gesamtwirtschaftlichen Bedin-

gungen wird die Dynamik der Arbeitslosen- und Sozialhil-

feausgaben merklich gebremst. Zusätzliche Belastungen 

ergeben sich durch das Programm zur Förderung der 

Langzeitarbeitslosen und dadurch, daß der positive Wan-

derungssaldo (Aussiedler bzw. Umsiedler) sehr viel höher 

ist als angenomnlen. 

Stark gestiegen sind in den letzten Jahren das Erzie-
hungsgeld und die Zahlungen des Bundes an die Renten-

versicherung im Zusammenhang mit der Anrechnung von 

Kindererziehungszeiten. In den kommenden Jahren wird 

das Erziehungsgeld (Volumen 1989: 3,6 Mrd. DM) kaum 

mehr steigen, während die Anrechnung von Kindererzie-

hungszeiten noch zusätzliche Mittel erfordert. Zusätzliche 

Haushaltsmittel werden auch erforderlich, wenn ab 1990 

der Bundeszuschuß an Träger der gesetzlichen Renten-

versicherung im Zusammenhang mit der Rentenreform 

schrittweise erhöht wird. 

Insgesamt gesehen haben die sozialpolitischen Korrek-

turen der jüngeren Vergangenheit die sozialen Fehlent-

wicklungen, die in den Jahren zuvor entstanden sind, 

nicht aufgehoben. Gravierend waren die Einschnitte vor 

allem bei den Leistungen der Renten- und Arbeitslosen-

versicherung. 

Süd-Nord-Gefälle in der öffentlichen Finanzkraft 

In den 80er Jahren hat sich das regionale Wachstums-

und Beschäftigungsgefälle verstärkt. Auch die verschie-

denen Finanzausgleichsmechanismen konnten nicht ver-

hindern, daß die Neuverschuldung von Ländern und Ge-

meinden in den wirtschaftsschwächeren Regionen weit 

höher ausfiel als in den wirtschaftsstärkeren. Dabei hat 

sich der Handlungsspielraum der finanzschwächeren Re-

gionen verschlechtert: Die Belastung durch Zinsaus-

gaben und Sozialhilfe ist überdurchschnittlich gestiegen, 
und Mittel zur Verbesserung der Infrastruktur fehlen auch 

deshalb, weil die kommunalen Verschuldungsmöglich-

keiten in den wirtschaftsschwachen Regionen vielfach 

ausgeschöpft sind. Die in der Summe günstige Finanzsi-
tuation der Gemeinden verdeckt das starke Gefälle in der 

Finanzkraft. Der empirische Befund deutet nicht darauf 

hin, daß die regionalen Unterschiede in der Finanzaus-

stattung auf der Ausgabenseite entstanden sind$. 

Mit dem 1988 verabschiedeten „Gesetz zum Ausgleich 

unterschiedlicher Wirtschaftskraft in den Ländern", 

dessen Grundlage Art. 104a Abs. 4 GG ist9, werden den 

Ländern vom Bund über einen Zeitraum von 10 Jahren 

jährlich 2,45 Mrd. DM zur Verfügung gestellt. Mit diesem 
Betrag sollen öffentliche Investitionen vor allem zur Ver-

besserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur gefördert 

und Maßnahmen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung, 

zur Förderung von Forschung und Technologie sowie zur 
städtebaulichen Sanierung und Entwicklung finanziert 

werden. 

Letztlich verloren gegangen ist in diesem Gesetz die ur-

sprüngliche Forderung, den Bund unmittelbar an den Be-

lastungen der Länder und Gemeinden durch die Sozial-

hilfe zu beteiligen (sog. „Niedersachsen-Initiative"). Auch 

ist offen, ob die Mittel tatsächlich in die Regionen mit 

überdurchschnittlichen Beschäftigungsproblemen fließen 

und zur Entlastung der kommunalen Haushalte bei-

tragen. So kann nicht ausgeschlossen werden, daß die 

Länder diese Mittel vorrangig zur Finanzierung eigener 

Vorhaben verwenden. Fraglich ist, ob der Verteilungs-

schlüssel — außer Hessen und Baden-Württemberg sind 

alle Länder empfangsberechtigt — den unterschiedlich 

hohen regionalen Problemdruck angemessen widerspie-
gelt. Im Gerangel um den Verteilungsschlüssel haben zu-

letzt politische Proporzüberlegungen im Vordergrund ge-

standen. Vor allem ist der Umfang der Hilfen deutlich 
hinter dem erforderlichen Volumen zurückgeblieben. Tat-

sächlich sind die Finanznöte im Saarland, im Ruhrgebiet 

8 Vgl. Regionales Gefälle in der öffentlichen Finanzkraft ver-
langt nach umfassenden Lösungen. Bearb.: D. Vesper. In: Wo-
chenbericht des DIW, Nr. 3/1989. 
S Danach kann der Bund „den Ländern Finanzhilfen für be-

deutsame Investitionen der Länder und Gemeinden (Gemeinde-
verbände) gewähren..., die zur Abwehr einer Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder zum Ausgleich unter-
schiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder zur 
Förderung des wirtschaftlichen Wachstums erforderlich sind". 
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und in den Stadtstaaten besonders groß. Hier sind umfas-

sendere Lösungen als der Strukturhilfefonds notwendig, 

und zwar nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ. 
Zum Beispiel sollten von den Steuereinnahmen der 

Länder und ihrer Gemeinden, die als Bemessungsgrund-
lage für den Finanzausgleich dienen, die Sozialhilfeauf-

wendungen abgesetzt werden können. Das Finanzaus-

gleichsvolumen könnte dadurch aufgestockt werden, daß 

der Länderanteil an der Umsatzsteuer erhöht wird. Länder 

und Gemeinden profitieren kaum von der jüngsten Ver 

brauchsteuererhöhung, ebensowenig partizieren sie am 

Bundesbankgewinn. Im Zusammenhang mit der Reform 

1990 müssen sie aber erhebliche Steuerausfälle hin-

nehmen. 

Steuerpolitik: 

Konflikt zwischen Wachstumsförderung 

und sozialer Ausgewogenheit 

In den 80er Jahren ist es mehrfach zu Entlastungen bei 

den direkten Steuern gekommen. Begründet wurde dies 

immer mit dem Ziel, der Wirtschaft Wachstumsimpulse zu 

vermitteln. Zugleich wurden die indirekten Steuern er 

höht. Per Saldo hat sich die gesamtwirtschaftliche Steuer-

quote — Steuern in Abgrenzung der volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnung in Relation zum Bruttosozialprodukt — 

von 25,7 vH im Jahre 1980 auf 24,2 vH im Jahre 1988 ver-
ringert; 1989 dürfte sie auf knapp 25 vH steigen. Auch in 

den 60er und 70er Jahren hat die Quote 23 bis 26 vH be-

tragen. In der Summe hat die Steuerpolitik also den 

Status quo gehalten, nach jeder Steuersenkung ist die 

Steuerquote wieder gestiegen. Als wachstumsfördernd 
kann die Politik nur insoweit bezeichnet werden, als ein 

trendmäßiger Anstieg der Steuerquote — für sich ge-

nommen — das gesamtwirtschaftliche Wachstum hemmt, 

dieser Anstieg aber verhindert worden ist. 

Die mehrmaligen Steuersenkungen haben — ebenso 

wie die Reform 1990 — die Progression des Einkommen-

steuertarifs gemildert; die 90er Reform knüpft an die zwei-

stufige Steuerrechtsänderung 1986/88 an. Zwar entfiel 
der Hauptteil der Entlastungen 1986 auf Familien mit Kin-

dern, doch wurden vor allem Familien in höheren Einkom-

menskategorien begünstigt10. Fragwürdig war vor allem 

die Wiedereinführung der pauschalierten Kinderfreibe-

träge. Sie waren mit der Reform 1975 abgeschafft worden, 
weil sie Empfänger mit hohen Einkünften und entspre-

chend hohen Grenzsteuersätzen begünstigten. Vertei-

lungspolitisch umstritten war auch die Steuersenkung 

1988, von der vor allem die Steuerpflichtigen mit höherem 

Einkommen profitierten; dieser Effekt wurde nachträglich 

gemildert, indem ein Teil der Reform 1990 auf 1988 vorge-

zogen wurde (Erhöhung des Grundfreibetrags und wei-

tere Abflachung der Einkommensteuerprogression). 

Die mehrmaligen Tarifsenkungen milderten die Steuer-

progression, begünstigten aber die Bezieher höherer Ein-

kommen — jedenfalls dann, wenn man die Verteilung der 

absoluten Entlastungsbeträge untersucht. Selbst wenn 

niedrige Einkommen prozentual stark entlastet werden, 

sind ins Gewicht fallende absolute Beträge erst in hö-

heren Einkommensklassen relevant. Dies gilt auch für die 

Reform 1990: Auf das obere Fünftel der Einkommensbe-
zieher entfällt weit mehr als die Hälfte des Entlastungsbe-

trages» . 

Verteilungspolitisch problematisch sind Steuerentla-

stungen vor allem dann, wenn zu ihrer Finanzierung die 

indirekten Steuern erhöht werden und die Nichtbegün-

stigten (Personen mit niedrigem Einkommen und Trans-

fereinkommensbezieher) diese Steuererhöhung mit-

tragen müssen. Besonders schwer wiegt eine solche Po-

litik, wenn zudem Sozialausgaben beschnitten werden. 

Der Einschnitt im sozialen Netz Anfang der 80er Jahre 

war begleitet von einer Anhebung der indirekten Steuern 

(Mineralöl-, Tabak-, Brannt- und Schaumweinsteuer 

1981/82, Mehrwertsteuer 1983). 

Zur Teilfinanzierung der Steuerreform 1990 wurden wie-
derum die Mineralöl- und Tabaksteuer, dazu die Kraftfahr-

zeugsteuer für Diesel-Pkw und die Versicherungssteuer 

erhöht; zudem wird nunmehr auch — befristet — der Ver-

brauch von Erdgas besteuert. Gerechtfertigt wurden 
diese Erhöhungen u.a. mit Mehrbelastungen im Zusam-

menhang mit der EG-Finanzierung; sie sind aber weit nie-

driger als ursprünglich geplant. Auch die Diskussion um 

eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ist nicht verstummt: 
Eine Angleichung der Mehrwertsteuer in der Bundesrepu-

blik ist im Zusammenhang mit den neuen Harrnonisie-

rungsvorschlägen der EG-Kommission (Mindesthöhe des 
Normalsatzes 15 vH) wieder im Gespräch. 

Die Einführung der Kapitalertragsteuer von 10 vH auf 

Zinseinkünfte („Quellensteuer") war mangelhaft konzi-
piert und ihre Aufhebung Ausdruck politischer Opportu-

nität, aber auch Ausdruck davon, daß Steuerhinterzie-

hung hingenommen wird. Zu Recht wird die Abschaffung 

der „ kleinen" Kapitalertragsteuer als Aushöhlung der 

Steuermoral bezeichnet: Letztlich opfert die Exekutive 
eine Rechtsnorm einem wirtschaftspolitischen Zwischen-

ziel, nämlich dem möglichst niedriger Zinsen; .mit diesem 

Ziel wird die Abschaffung explizit begründet. Will man tat-
sächlich niedrigere Zinsen, so gibt es wirksamere Mittel, 

nämlich die Geldpolitik. Fraglich ist zudem, ob die Ab-

schaffung der Quellensteuer — bei einem Zinsgefälle 
zum Ausland — wirklich zu einem niedrigeren Zinsniveau 

führt. Wird schon in diesem Zusammenhang die Steuer-
politik bemüht, so müßte, dies wäre konsequent, auch die 
Quellenbesteuerung der übrigen Kapitalerträge, vor allem 

10 Vgl. im einzelnen: Lockerung der finanzpolitischen Re-
striktion durch Steuerentlastungen. Bearb.: D. Teichmann und 
D. Vesper. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 40/1985. 

11 Vgl. im einzelnen: Finanzierungsalternativen und mögliche 
Auswirkungen der Steuerreform 1990 auf Gesamtwirtschaft und 
öffentliche Haushalte. Bearb.: D. Vesper und R. Zwiener. In: Wo-
chenbericht des DIW, Nr. 41/1987. 
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der Dividenden, reduziert werden; so aber werden Divi-

denden (und damit letztlich auch die Eigenfinanzierungs-

möglichkeiten) diskriminiert. 

Wenn es zutrifft, daß die hohen Netto-Kapitalexporte im 

letzten Jahre auch ein Reflex der „Quellensteuer" waren, 
so kann dies letztlich als Indiz für den Umfang der Steuer-

hinterziehung gewertet werden. Allerdings fällt es schwer, 

die Quellensteuer als „Motor" der Kapitalexporte zu iden-

tifizieren, denn gefragt waren vor allem amerikanische 

und kanadische Anleihen, die eine wesentlich höhere 

Rendite als vergleichbare DM-Anleihen aufweisen und 

deren Wechselkursrisiko wohl auch geringer als im Jahr 

zuvor eingeschätzt wurde. 

Rückblickend wurde die Chance zu einem Mehr an 
Steuergerechtigkeit vertan: Arbeitseinkommen werden 

durchweg an der Quelle besteuert. Nicht einzusehen ist, 

warum Kapitaleinkünfte nicht ebenfalls an der Quelle be-

steuert werden. Die steuerliche Erfassung müßte aller-

dings Hand in Hand gehen mit einer starken Erhöhung 

des Sparerfreibetrages, was auch zur Verwaltungsverein-

fachung beitragen würde. Grundsätzlich sollten Zinser-

träge, die lediglich die Werterhaltung von Ersparnissen si-

chern, nicht der Besteuerung unterliegen. 

Zur Frage der Unternehmensteuerreform 

Die Steuerreform wird den öffentlichen Kassen im Jahre 

1990 über 20 Mrd. DM Mindereinnahmen bescheren 12. 

Darüber hinaus wird schon seit längerem eine Senkung 

der Unternehmensteuerlast gefordert. Diese Forderung 

wird umso nachdrücklicher gestellt, als sich die Finanz-

lage der öffentlichen Haushalte merklich entspannt hat. 

Von vielen wird Handlungsbedarf für eine Reform der 

Unternehmensbesteuerung gesehen, weil die Besteue-

rung der deutschen Unternehmen, insbesondere die 

steuerliche Belastung der einbehaltenen Gewinne bei Ka-

pitalgesellschaften, im internationalen Vergleich zu hoch 

sei und Wettbewerbsnachteile bestünden. 

Die Diskussion ist in einer Zeit entbrannt, in der die 
Bundesrepublik Deutschland riesige Leistungsbilanz-

überschüsse anhäuft und — als Korrelat zu diesen — 

hohe Nettokapitalexporte leistet. Zu kurz kommt in dieser 

Diskussion die Wettbewerbsfähigkeit auf den Güter-
märkten, die vor allem von Höhe und Entwicklung der 

Lohnkosten und Arbeitsproduktivität abhängt. Tatsache 
ist, daß der vergleichsweise geringe Anstieg der Lohn-

stückkosten auch in den 80er Jahren (gemessen in Lan-

deswährung) den deutschen Exporteuren potentielle 

Wettbewerbsvorteile auf den Auslandsmärkten verschafft 

hat. Sie wurden allerdings durch Wechselkursände-

rungen aufgehoben 13. Nicht zuletzt der hausgemachte 

Stabilitätsbonus der deutschen Wirtschaft hat andere 
Länder zu steuerlichen Entlastungen im Unternehmens-

sektor animiert. Es macht wenig Sinn, wollte die deutsche 

Wirtschaftspolitik nun versuchen, diesen Bonus durch 

Steuersenkungen noch zu vergrößern. 

Zudem darf nicht außer acht gelassen werden, daß die 

Gewinne der Unternehmen seit 1983 außerordentlich 

stark expandieren und die Rentabilität der investierten 

Mittel sich erheblich verbessert: Die Eigenkapitalrendite 

war zuletzt höher als Anfang der 60er Jahre 14. Hierzu 

trug vor allem die Kostenentlastung (Vorleistungen und 
Löhne) bei, während die absatzbedingte Gewinnkompo-

nente eine weniger bedeutsame Rolle spielte und wohl 

mit ein Grund dafür war, daß sich die private Investitions-

tätigkeit lange Zeit wenig dynamisch entwickelte. In die-

sem Zusammenhang darf auch nicht übersehen werden, 

daß die Eigenfinanzierungsquote der unternehmerischen 

Investitionen in den letzten Jahren sehr hoch war. 

In der Diskussion um eine Reform der Unternehmens-

besteuerung wird vielfach allein auf die Höhe der Grenz-

steuersätze abgestellt. Sinnvoll ist aber nur ein Vergleich 

des gesamten Tarifsystems unter Berücksichtigung der 

Bemessungsgrundlagen, die international unterschied-

lich ermittelt werden. Von Bedeutung ist natürlich auch 

das tatsächliche Ausschüttungsverhältnis und die Rege-

lung, daß die Steuern auf ausgeschüttete Gewinne bei 

der Veranlagung zur Einkommensteuer angerechnet 

werden. Das DIW hat zu diesem Problemkomplex eine 

vergleichende Untersuchung für sieben wichtige Indu-

strieländer angestellt; ihre Ergebnisse werden in Kürze 

veröffentlicht. 

Eine weitere Frage ist die relativ hohe Belastung der 

deutschen Unternehmen mit ertragsunabhängigen 

Steuern, auch wenn die Belastung (außer bei der Vermö-

gensteuer) durch die Abzugsfähigkeit vom Gewinn gemil-

dert wird. Ende der 70er Jahre ist die ertragsunabhängige 

Besteuerung bereits gesenkt worden. In der Diskussion 
ist vor allem eine Reform der Gewerbesteuer15. 

Grundsätzlich sollte diese Steuer ein Äquivalent für die 

vielfältigen Vorleistungen sein, die die Kommunen für die 

örtliche Wirtschaft erbringen. Dazu müßte sie stärker pro-

duktionsbezogen gestaltet werden. Zunächst ist denkbar, 
die Gewerbekapitalsteuer abzuschaffen, damit die er-

tragsunabhängige Belastung gesenkt wird. Darüber 

hinaus müßten die Bemessungsgrundlagen der Besteue-

rung stärker an der „Wertschöpfung" orientieren und der 

Kreis der Steuerpflichtigen erweitert werden. Die Steuer-

12 Die effektiven Ausfälle sind weit geringer, weil die Wachs-
tumsimpulse wiederum Steuermehreinnahmen induzieren. 
Nach Modellrechnungen des DIW ist der „Selbstfinanzierung-
seffekt" mit rund der Hälfte zu veranschlagen. Vgl. Finanzie-
rungsalternativen und mögliche Auswirkungen der Steuerreform 
1990 auf Gesamtwirtschaft und öffentliche Haushalte. Bearb.: 
D. Vesper und R. Zwiener. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 
41/1987. 

13 Vgl. H. Flassbeck: Die Standortqualität der Bundesrepublik 
Deutschland. In: Konjunkturpolitik. Heft 5/6, 1988. 

14 Vgl. Gewinne und Investitionen der Unternehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Bearb.: B. Görzig. In: Wochenbe-
richt des DIW, Nr. 20/1989. 

15 Die Position des DIW hierzu findet sich in: Zur Finanzlage 
der Gemeinden. Bearb.: Dieter Teichmann und Dieter Vesper. In: 
Wochenbericht des DIW, Nr. 37/1986. 
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pflicht sollte in Anlehnung an das Umsatzsteuergesetz 
abgegrenzt werden, wonach jede selbständige berufliche 

Tätigkeit steuerpflichtig ist. Auch sollten die zahlreichen 

Freibetragsregelungen abgebaut werden. Mehrein-
nahmen könnten zur Senkung der Gewerbesteuerlast der 

bisher Steuerpflichtigen genutzt werden. 

Alles in allem besteht für die deutsche Wirtschaftspo-

litik kein Anlaß, sich an einem internationalen Steuersen-

kungswettlauf zu beteiligen. Schließlich muß berücksich-

tigt werden, daß die Bundesrepublik im internationalen 

Vergleich über eine recht gute Infrastruktur verfügt, deren 

Erhaltung und Modernisierung kostspielig ist. 
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Zur Finanzlage der Gebietskörperschaften 1989/90 

In diesem Jahr gehen von den öffentlichen Haushalten restriktive Einflüsse auf die Gesamtwirtschaft 

aus. Dies ist in erster Linie auf die Verbrauchsteuererhöhungen zurückzuführen. Hinzu kommt, daß die 

konjunkturbedingten Mehreinnahmen nicht in vollem Umfang verausgabt und die Gewinnabführung der 

Bundesbank an den Bundeshaushalt zur Begrenzung des Defizits verwendet werden. Verbrauchsteuerer-
höhung und Bundesbankgewinn erbringen annähernd 20 Mrd. DM. Der Fehlbetrag der Gebietskörper-

schaften wird drastisch sinken, von 52 auf 25 Mrd. DM. 

Steueraufkommen 1989 

Die Einnahmen aus der Lohnsteuer werden um 
8 1/2 vH expandieren. Neben der Progressionswirkung 
des Steuersystems kommt die günstige Beschäftigungs= 
entwicklung zum Tragen. Die Bruttolohn- und -gehaltsum-
me dürfte sich um 4,7 vH erhöhen'. Das Kassenergebnis 
wird dadurch geschmälert, daß sich im Aufkommen vom 
Januar — dabei handelt es sich um die Besteuerung der 
Dezemberbezüge — noch die Entlastungen von 1988 nie-

dergeschlagen haben. 

Diese Entlastungen werden 1989 verstärkt bei der ver-

anlagten Einkommensteuer wirksam. Das Kassenauf-
kommen wird auch dadurch gedämpft, daß sich Unter-
nehmen die abgeführte „Quellensteuer" bei der veran-
lagten Einkommen- und auch Körperschaftsteuer im 
Vorauszahlungsverfahren anrechnen lassen können: Das 
Bruttoaufkommen an Quellensteuer ist mit 3,7 Mrd. DM zu 
veranschlagen, netto sind es etwa 2 Mrd. DM. Die Ge-
winnsteuern dürften, gekürzt um die Anrechnung der 
Quellensteuer, per Saldo um mindestens 8 vH expan-
dieren; dies ist eine eher vorsichtige Schätzung. Nach 

dem Boom im Vorjahr wird die Gewerbesteuer nur 
schwach steigen (3 vH): Einmal sind die Zahlungen für 
Vorjahre rückläufig, weil die Veranlagung 1987 ein 
schlechteres Ergebnis bringt als die Veranlagung 1986; 
zum anderen haben sich die Vorauszahlungen merklich 

abgeschwächt. 

Der Konjunkturaufschwung schlägt sich auch im Um-
satzsteueraufkommen nieder (6 vH). Zudem kommt es 
hier zu Einnahmen, die durch die Verbrauchsteuererhö-
hungen induziert werden, und es entfallen Steuervergün-
stigungen für die Landwirtschaft. 

Insgesamt wird das Steueraufkommen mit einer Rate 
von über 8 vH steigen. Die Steuereinnahmen des Bundes 
expandieren mit über 10 vH doppelt so stark wie die der 

Gemeinden; die Länder können ein Plus von 7,5 vH er-
warten. Die hier vorgelegte Schätzung liegt um fast 3 Mrd. 

DM über dem Ergebnis, das der „Arbeitskreis Steuer-
schätzung" im Mai prognostiziert hat. Der Konjunkturver-
lauf 1989 wird wohl noch günstiger sein als das Bundes-

wirtschaftsministerium in seinen gesamtwirtschaftlichen 
Vorgaben für den Arbeitskreis unterstellt hatte. 

Ausgaben 1989 

Bei den Ausgaben der Gebietskörperschaften ist mit 

einem Zuwachs von 4 vH zu rechnen. Die Personalaus-

gaben werden aufgrund der niedrigen Tarifabschlüsse mit 

knapp 3 vH unterdurchschnittlich steigen. In der Schät-
zung wurde angenommen, daß sich in einigen Bereichen 
die Bereitschaft erhöht hat, zusätzlich Stellen zu schaffen 
(Hochschulen, Gesundheitswesen, Schulen — bedingt 
durch die Senkung der Pflichtstundenzahl für Lehrer). Die 
Investitionsausgaben dürften um fast 6 vH ausgeweitet 
werden: Einmal verbessert sich die Finanzlage der Ge-

meinden spürbar; hinzu kommen die Wirkungen des 
Strukturhilfegesetzes. 

Die Transferzahlungen — laufende und vermögenswirk-
same — werden kräftig aufgestockt (6 vH). Mehraufwen-

dungen entstehen vor allem durch die erweiterte Anrech-
nung von Erziehungszeiten bei der Rentenberechnung, 
die Hilfen für Aussiedler und Umsiedler und Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit; hierdurch 

erhöhen sich auch die Bundeszuschüsse an die Renten-
versicherung. Das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit 
wird vom DIW mit 3 Mrd. DM veranschlagt und muß vom 
Bund getragen werden; im Vorjahr wurde es noch über-
wiegend aus den Rücklagen der Bundesanstalt finan-
ziert. Der „ normale" Bundeszuschuß an die Rentenversi-
cherung, der sich nach der durchschnittlichen Einkom-
mensentwicklung in den letzten drei Jahren richtet, nimmt 
um 3 vH zu. Auch die Ausgaben für das Erziehungsgeld 
und die Sozialhilfe werden nochmals kräftig wachsen, 
ebenso die Förderung des sozialen Wohnungsbaus. 

Moderat ist der Anstieg der Zinsausgaben, weil der Net-
tokreditbedarf sinkt; hinzu kommt, daß beim gegenwär-
tigen Marktzins noch immer Einsparungen durch Um-
schuldungen möglich sind. Das Defizit im Bundeshaus-
halt dürfte 1989 nur 19 Mrd. DM betragen; es wäre damit 
nur halb so groß wie im Vorjahr. Ähnlich ist die Entwick-
lung in den Länderhaushalten, auch hier ist mit einer Hal-
bierung des Fehlbetrags, auf 8 Mrd. DM, zu rechnen. Die 
Gemeinden erzielten 1988 einen geringen Überschuß, er 
dürfte sich in diesem Jahr vergrößern (+2 Mrd. DM). 

Ausblick auf 1990 

Das kommende Jahr steht finanzpolitisch im Zeichen 
der Steuerreform. Von ihr gehen beträchtliche expansive 
Impulse auf die Gesamtwirtschaft aus. Als Folge der kon-

1 Die Elastizität des kassenmäßigen Lohnsteueraufkommens, 
d.h. seine prozentuale Veränderung im Verhältnis zur prozen-
tualen Veränderung der Bruttolohn- und -gehaltsumme, liegt bei 
knapp 2 vH. 
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Kassenmäßiges Steueraufkommen der Gebietskörperschaften 

Ist Schätzung 
in Mrd. DM 

Veränderung gegenüber 
Vorjahr in vH 

1988 1989 1990 1988 1989 1990 

Gemeinschaftliche Steuern 
Lohnsteuer) 
Veranlagte Einkommensteuer) 
Nicht veranl. Steuern vom Ertrag 
Körperschaftsteuer2) 
Steuern vom Umsatz3) 

Bundessteuern4) 
Mineralölsteuer (einschl. Erdgas) 
Tabaksteuer 
Branntweinabgaben 
Versicherungssteuer 
Sonstige 

Ländersteuern 
Kraftfahrzeugsteuer 
Vermögensteuer 
Sonstige 

Gemeindesteurn5) 
Gewerbesteuer 
Grundsteuer 
Sonstige 

362,7 
167,5 
33,2 
8,7 

30,0 
123,3 

52,7 
27,0 
14,6 
4,0 
2,9 
4,2 

22,7 
8,2 
5,6 
8,9 

43,7 
34,5 
8,2 
1,0 

391,6 
181,9 
35,0 
12,8 
31,2 

130,7 

61,3 
34,0 
14,9 
4,0 
4,1 
4,3 

23,8 
9,0 
5,7 
9,1 

45,1 
35,6 
8,5 
1,0 

389,7 
175,5 
32,7 
9,7 

33,5 
138,3 

62,7 
35,0 
15,0 
4,0 
4,4 
4,3 

24,3 
9,1 
5,9 
9,3 

47,8 
38,0 
8,8 
1,0 

4,0 
2,0 
8,1 

10,8 
9,9 
3,8 

1,7 
3,4 
0,3 

-1,8 
6,5 

-0,8 

2,3 
-2,3 

2,4 
5,9 

8,4 
9,6 
3,9 
0,0 

8,0 
8,6 
5,4 

47,1 
4,0 
6,0 

16,3 
25,9 
2,1 
0,0 

41,4 
2,4 

4,8 
9,8 
1,8 
2,2 

3,2 
3,2 
3,7 
0,0 

- 0,5 
- 3,5 
- 6,6 
-24,2 

7,4 
5,8 

2,3 
2,9 
0,7 
0,0 
7,3 
0,0 

2,1 
1,1 
3,5 
2,2 

6,0 
6,7 
3,5 
0,0 

Steuereinnahmen insgesamt 
Bund6) 
Länder7) 
Gemeinden$) 
EG-Anteile 

Zölle 
Anteil MWSt. 
BSP-Eigenmittel 

488,1 
220,2 
180,5 
63,7 
23,7 
6,3 

14,3 
3,0 

528,7 
243,3 
194,3 
67,2 
23,9 
6,9 

15,1 
2,0 

531,9 
244,7 
193,3 
68,5 
25,4 
7,4 

16,0 
2,0 

4,1 
1,4 
4,1 
6,2 

29,2 
14,8 
11,7 

8,3 
10,5 
7,6 
5,5 
0,8 
9,5 
5,6 

0,6 
0,6 
0,5 
1,9 
6,3 
7,2 
6,0 
0,0 

1) Beteiligungsverhältnis Bund/Länder und Gemeinden 42,5/42,5 und 15 vH. - 2) Beteiligungsverhältnis Bund/Länder 
50/50 vH. - 3) Beteiligungsverhältnis Bund/Länder 65/35 vH. - 4) Ohne Zölle. - 5) Einschließlich Gewerbesteuer vor Abzug 
der Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder. - 6) EG-Anteile abgesetzt; um Ergänzungszuweisungen an die Länder ge-
kürzt. - 7) Einschließlich Gemeindesteuern der Stadtstaaten; um Ergänzungszuweisungen vom Bund erhöht. - 6) Ohne Ge-
meindesteuern der Stadtstaaten und nach Abzug der Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder. 

Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Berechnungen des DIW. 

junkturbedingten Mehreinnahmen 1988/89 und unter der 
Annahme, daß die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung 
nicht abbricht, werden die Defizite von Bund, Ländern 
und Gemeinden zwar wieder in die Höhe klettern - auf 
42 Mrd. DM -, aber längst nicht die Größenordnung er-
reichen, die einmal befürchtet worden war. Vor Jahresfrist 
hatte das DIW einen Betrag von fast 70 Mrd. DM progno-

stiziert, andere Projektionen wiesen einen Fehlbetrag von 
bis zu 100 Mrd. DM aus. Damals wurde allenthalben ein 
Rückgang der außenwirtschaftlichen Überschüsse unter-
stellt; tatsächlich sind diese aber noch in die Höhe ge-
klettert. 

Trotz Steuerreform dürfte aus heutiger Sicht das Steu-
eraufkommen etwa gleichbleiben, während sich der An-

stieg der Ausgaben etwas, auf 3 1/2 vH, abschwächt. Wie-

derum bremsen die Tarifabschlüsse im öffentlichen 
Dienst (1,7 vH) den Zuwachs der Gesamtausgaben. Der 
Finanzierungsspielraum für Neueinstellungen, der durch 
die niedrigen Lohnsteigerungen geschaffen wurde, dürfte 
nicht ausgeschöpft werden. Erwartet wird, daß die öffentli-
chen Investoren trotz der reformbedingten Steuerausfälle 
ihre Ausgaben, wenn auch moderat (4 vH), erhöhen; vor 
allem die Finanzlage der Gemeinden stellt sich insgesamt 
gesehen besser dar als von vielen, auch von den kommu-
nalen Spitzenverbänden, befürchtet wird. Die Transfers 
der Gebietskörperschaften werden nochmals überdurch-
schnittlich, aber schwächer als 1989 zunehmen. Ins Ge-
wicht fallen wiederum die Maßnahmen für Aussiedler und 

Umsiedler, die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
und die Aufstockung der Mittel für den sozialen Woh-

nungsbau, höhere Kindergeldzahlungen sowie die Anhe-
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Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften) 

Bund 
Ist Schätzung 

1988 1989 1990 

Länder2) 
Ist Schätzung 

1988 1989 1990 

Gemeinden2) 
Ist Schätzung 

1988 1989 1990 

Insgesamt 
Ist Schätzung 

1988 1989 1990 

Einnahmen 

Steuern 
Zuweisungen/Zuschüsse 
von Gebietskörperschaften 

Sonstige Einnahmen 

Ausgaben 

Personalausgaben 
Laufender Sachaufwand 
Zinsausgaben 
an G ebietskörpersch. 

Lfd. Zuweisungen/Zuschüsse 
an Gebietskörperschaften 

Sozialversicherung 
Renten, Unterstützungen 
Unternehmen 
Sonstige 

Sachinvestitionen 
Vermögensübertragungen 
an Gebietskörperschaften 

Sonstige 
Übrige Vermögensausgaben 
an Gebietskörperschaften 

Sonstige 

Finanzierungssaldo 

Einnahmen 

Steuern 
Zuweisungen/Zuschüsse 
von Gebietskörperschaften 
Sonstige Einnahmen 

Ausgaben 

Personalausgaben 
Laufender Sachaufwand 
Zinsausgaben 
Lfd. Zuweisungen/Zuschüsse 
an Gebietskörperschaften 

Sozialversicherung 
Renten, Unterstützungen 
Unternehmen 
Sonstige 

Sachinvestitionen 

Vermögensübertragungen 
Übrige Vermögensausgaben 

in Mrd. DM , 

239,4 270,6 272,0 241,3 259,3 260,4 162,7 170,8 174,9 

220,2 243,3 244,7 180,5 194,3 193,3 63,7 67,2 68,5 

1,3 1,3 1,3 36,0 39,3 40,5 48,3 50,6 51,4 
17,9 26,0 26,0 24,8 25,7 26,6 50,7 53,0 55,0 

275,4 289,7 298,8 257,4 267,5 275,5 162,1 168,7 175,0 

557,8 609,5 614,1 

464,4 504,8 506,5 

93,4 104,7 107,6 

609,4 634,7 656,1 

40,1 41,1 42,0 105,3 108,5 111,5 45,4 46,7 48,0 190,8 196,3 201,5 
39,7 41,0 42,4 23,9 25,0 26,1 29,3 30,3 31,4 92,9 96,3 99,9 
32,3 32,8 34,0 20,5 21,4 22,3 7,3 7,2 7,3 59,9 61,2 63,4 
- - - 0,2 0,2 0,2 - - - - - -

128,9 137,3 142,0 67,2 68,9 70,6 39,6 41,9 43,9 171,9 183,2 190,3 

23,5 23,9 24,5 36,7 37,4 38,1 3,6 3,6 3,6 - - -
47,3 52,8 55,8 0,1 0,1 0,1 - - - 47,4 52,9 55,9 
34,5 36,2 37,2 10,5 11,2 11,9 27,4 29,5 31,4 72,4 76,9 80,5 

17,1 17,8 17,8 9,6 9,7 9,8 2,2 2,3 2,3 28,9 29,8 29,9 
6,5 6,6 6,7 10,3 10,5 10,7 6,4 6,5 6,6 23,2 23,6 24,0 
7,7 7,8 7,9 10,0 10,8 11,2 34,2 36,2 37,9 51,9 54,8 57,0 

16,8 19,9 20,5 23,3 25,6 26,4 3,1 3,2 3,3 25,3 26,2 27,0 
6,3 9,3 9,8 10,7 12,3 12,5 0,9 0,9 0,9 - - -

10,5 10,6 10,7 12,6 13,3 13,9 2,2 2,3 2,4 25,3 26,2 27,0 
9,9 9,8 10,0 7,2 7,3 7,4 3,2 3,2 3,2 16,7 16,7 17,0 
2,4 2,4 2,4 1,1 1,1_ 1,1 0,1 0,1 0,1 - - -
7,5 7,4 7,6 6,1 6,2 6,3 3,1 3,1 3,1 16,7 16,7 17,0 

-36,0 - 19,1 -26,8 - 16,5 -8,2 - 15,1 0,4 2,1 -0,1 -51,6 -25,2 -42,0 

Veränderungen gegenüber Vorjahr in vH 

- 0,7 13,0 0,5 3,7 7,5 0,4 5,1 5,0 2,4 2,5 9,3 0,8 

1,5 10,5 0,6 4,2 7,6 -0,5 6,6 5,5 1,9 3,1 8,7 0,3 

- 7,0 0,0 0,0 1,1 9,2 3,1 1,3 4,8 1,6 - -
- 21,6 45,3 0,0 3,7 3,6 3,5 7,2 4,5 3,8 - 0,4 12,1 2,8 

2,4 5,2 3,1 2,2 3,9 3,0 3,3 4,1 3,7 2,6 4,2 3,4 

2,1 2,5 2,2 2,6 3,0 2,8 2,5 2,9 2,8 2,4 2,9 2,6 
- 0,9 3,3 3,4 4,3 4,6 4,4 2,5 3,4 3,6 1,4 3,7 3,7 

4,0 1,5 3,7 3,2 4,4 4,2 -0,7 - 1,4 1,4 3,5 2,2 3,6 
3,9 6,5 3,4 2,6 2,5 2,5 6,7 5,8 4,8 4,2 6,6 3,9 
2,0 1,7 2,5 3,7 1,9 1,9 5,5 0,0 0,0 - - -
8,1 11,6 5,7 - 0,0 0,0 - - - 8,2 11,6 5,7 

- 2,2 4,9 2,8 4,3 6,7 6,3 7,1 7,7 6,4 1,7 6,2 4,7 
9,1 4,1 0,0 4,6 1,0 1,0 4,8 4,5 0,0 5,9 3,1 0,3 
3,0 1,5 1,5 2,0 1,9 1,9 3,2 1,6 1,5 2,7 1,7 1,7 
0,0 1,3 1,3 1,3 8,0 3,7 2,4 5,8 4,7 1,8 5,6 4,0 

- 3,4 18,5 3,0 -2,0 9,9 3,1 3,0 3,2 3,1 - 0,8 3,6 3,1 
3,6 - 1,0 2,0 0,8 1,4 1,4 0,0 0,0 0,0 - 0,6 0,0 1,8 

1) In Abgrenzung der Finanzstatistik. - 2) Ohne Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen. - Abweichungen in 

den Summen durch Runden. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium der Finanzen, Berechnungen des DIW. 

bung des Bundeszuschusses an die Rentenversicherung gemeine Einkommensentwicklung gekoppelte Zuschuß 
im Zusammenhang mit der Rentenreform. Der an die all- an die Rentenversicherung erhöht sich um 3,4 vH. 
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Bei den Einnahmen aus der Lohnsteuer ist mit einem 
Rückgang um 3,5 vH, bei der veranlagten Einkommen-
steuer gar mit einem Minus von 6,5 vH zu rechnen. Der 
hohe Ausfall bei der veranlagten Einkommensteuer hängt 

nicht nur mit der Reform zusammen, sondern auch mit 
weiteren Steuererleichterungen (z.B. Abschreibungsver-
besserungen im Wohnungsbau). Trotz der Senkung des 
Steuersatzes auf einbehaltene Gewinne auf 50 vH, die 
Ausfälle von 1,7 Mrd. DM nach sich zieht, nehmen die Ein-
nahmen aus der Körperschaftsteuer um 7 vH zu. Wegen 
der Aufhebung der Quellensteuer entfällt hier die Anrech-
nung im Vorauszahlungsverfahren. Darüber hinaus 

lassen die hohen Gewinne im Jahre 1988 hohe Abschluß-
zahlungen erwarten, auch die Vorauszahlungen dürften 
sich aufgrund der anhaltend guten Gewinnsituation gün-
stig entwickeln. Ähnliches gilt für die Gewerbesteuer; hier 
kommt es zudem zu Mehreinnahmen im Zusammenhang 
mit der Steuerreform. 

Folgt man der hier vorgelegten Schätzung, so wird das 
Defizit des Bundes und das der Länder um 7 Mrd. DM auf 
27 bzw. 15 Mrd. DM steigen. Die Haushalte der Kom-
munen dürften ausgeglichen sein. Während bei Bund und 

Ländern die Einnahmen nahezu stagnieren — für den 
Bundesbankgewinn wurde die gleiche Höhe wie 1989 un-
terstellt —, können die Gemeinden mit einem Plus von 
2,5 vH rechnen. Die Ausgaben werden von Bund und 
Ländern um 3 vH, von den Gemeinden um fast 4 vH 
erhöht. 

Fazit 

Alles in allem zeigt sich, daß der finanzielle Handlungs-
spielraum zu Beginn der 90er Jahre größer sein wird, als 
vielfach angenommen: Das DIW rechnet für 1990 mit 
einem Gesamtdefizit von 42 Mrd. DM, die Finanzminister 
haben in ihrer jüngsten Jahreskonferenz einen Betrag von 
knapp 60 Mrd. DM genannt. Aus Sicht des DIW ist die Fi-
nanzlage der Haushalte von Bund, Ländern und Ge-
meinden relativ günstig. Sie wird sich 1991 weiter verbes-
sern, jedenfalls dann, wenn die finanzpolitischen Ab-
sichtserklärungen verwirklicht werden und der 
Ausgabenanstieg auf etwa 3 vH begrenzt wird. Die Auf-
kommenselastizität des Steuersystems hat sich durch die 
Reform 1990 nicht nennenswert vermindert, und die Steu-
erquote wird wieder steigen, insbesondere deshalb, weil 
das Lohnsteueraufkommen auch dann fast doppelt so 
rasch expandieren wird wie die Bemessungsgrundlage. 
Insgesamt dürfte das Defizit der Gebietskörperschaften 
1991 rund 35 Mrd. DM betragen. 

Die Bundesregierung strebt in ihrer gesamtwirtschaftli-
chen Projektion ein Sozialproduktwachstum von 2 bis 
21/2 vH an. Die Erfahrungen aus der jüngeren Vergan-
genheit zeigen, daß ein ehrgeizigeres Wachstumsziel er-
reicht werden kann. Notwendig ist in der Zukunft jedoch 
eine Gewichtsverlagerung von der Außen- zur Binnen-
nachfrage. Eine expansivere Finanzpolitik fördert eine 
solche Entwicklung. 
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